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§9
Vorbereitung der Sach- und Dienstleistungen

(1) Die Bevollmächtigten der Dienststellen und Ein­
heiten der Nationalen Volksarmee und der anderen Be­
darfsträger können notwendige Erhebungen über 
Sachen, Grundstücke, Betriebe und Werkstätten aller 
Eigentumsformen durchführen, die für Zwecke der Ver­
teidigung oder des Schutzes der Bevölkerung nach § 8  
in Anspruch genommen werden sollen. Sie können dem 
Leistungspflichtigen Auflagen erteilen, die sichern, daß 
die Sachen oder Grundstücke sich im Falle der An­
forderung in dem verlangten Zustand befinden.

(2) Bei Grundstücken kann die Auflage erteilt wer­
den, daß Veränderungen der Oberfläche unterlassen 
oder in einer bestimmten Weise vorgenommen werden.

§10
Inanspruchnahme von Grundstücken

(1) Im Interesse der Verteidigung der Republik kön­
nen Grundstücke, wenn sie nicht durch Kauf zu erwer­
ben sind, gegen Entschädigung in Volkseigentum über­
führt werden. Damit erlöschen alle Rechte an den 
Grundstücken.
. (2) Für die Entschädigung findet das Gesetz über die 
Entschädigung bei Inanspruchnahmen nach dem Auf­
baugesetz vom 25. April 1960 (GBl. I S. 257) ent­
sprechende Anwendung.

§11
Unterbringungspflicht

(1) Sofern die eigenen Objekte für die Unterbringung 
der bewaffneten Kräfte nicht ausreichen, sind die Besit­
zer von geeigneten Räumlichkeiten verpflichtet, in der 
ihnen möglichen Weise Unterkunft zu gewähren.

(2) Die örtlichen Räte bestimmen auf Ersuchen der 
Leiter der Dienststellen und Einheiten der Nationalen 
Volksarmee und der anderen bewaffneten Organe, wer 
Unterkunft zu gewähren hat.

(3) Während des Verteidigungszustandes können die 
Leiter der Dienststellen und Einheiten der Nationalen 
Volksarmee und der anderen bewaffneten Organe in 
dringenden Fällen den Besitzern die Unterkunftspflicht 
unmittelbar auferlegen.

§12
Persönliche Dienstleistungen

(1) Während des Verteidigungszustandes sind auf 
allen Gebieten erhöhte Arbeitsleistungen erforderlich, 
die von den Werktätigen im Interesse der Verteidigung 
der Heimat und des Schutzes der Bevölkerung selbstlos 
erbracht werden.

(2) Jeder arbeitsfähige Bürger kann außerdem wäh­
rend des Verteidigungszustandes zu persönlichen 
Dienstleistungen auch außerhalb seines Wohnsitzes her­
angezogen werden, wenn es für die Verteidigung der 
Republik oder zum Schutze der Bevölkerung notwendig 
ist.

(3) Für die Dauer des Verteidigungszustandes kann 
der Ministerrat die Ausgestaltung der Arbeitsrechtsver­
hältnisse und die Arbeitsbedingungen abweichend vom 
Gesetzbuch der Arbeit der Deutschen Demokratischen 
Republik vom 12. April 1961 (QB1. I S. 27) regeln oder 
andere staatliche Organe damit beauftragen.

§13
Vorbereitung der persönlichen Dienstleistungen

Die arbeitsfähigen Bürger sind durch die Räte der 
Kreise zu erfassen. Sie können zur Vorbereitung auf 
persönliche Dienstleistungen, die Spezialkenntnisse er­
fordern, entsprechend ausgebildet werden.

§14
Übungen der bewaffneten Kräfte

(1) Grundstücke, motorisierte Transportmittel und 
Straßenbaumaschinen sind auf Ersuchen des Ministers 
für Nationale Verteidigung für die Dauer von Übungen 
der bewaffneten Kräfte aus dem Volkseigentum zur 
Verfügung zu stellen.

(2) Nach Vereinbarung mit den örtlichen Räten kön­
nen auch Grundstücke anderer Eigentumsformen für 
militärische Übungen benutzt werden, wenn die vor­
handenen Übungsplätze nicht ausreichen.

(3) In Anspruch genommene Grundstücke und deren 
Kulturen, motorisierte Transportmittel und Straßen­
baumaschinen sind vor vermeidbaren Beschädigungen 
zu bewahren.

§ 15
Zutritt zu bestimmten Gebieten

(1) Auf Antrag der Leiter der Dienststellen und Ein­
heiten der Nationalen Volksarmee kann im Interesse 
der Verteidigung der Republik der Zutritt zu bestimm­
ten Gebieten für ständig oder für die Dauer von Übun­
gen und Transporten von den Dienststellen der Deut­
schen Volkspolizei verboten oder von einer Sonder­
genehmigung abhängig gemacht werden.
Der Aufenthalt in diesen Gebieten kann ganz oder 
teilweise untersagt werden.

(2) Die im Absatz 1 genannten Maßnahmen können 
im Verteidigungszustand auch von den Leitern der 
Dienststellen und Einheiten der Nationalen Volksarmee 
angeordnet werden.

§16
Leistungen zugunsten der verbündeten Streitkräfte

Die nach diesem Gesetz der Nationalen Volksarmee 
zustehenden Leistungen können auch zugunsten der 
Streitkräfte der verbündeten Staaten in Anspruch ge­
nommen werden.
Die §§ 17 bis 19 finden entsprechende Anwendung.

IV. A b s c h n i t t  
Entlohnuags- und Entschädigungsbestimmungen

§17
Entlohnung für persönliche Dienstleistungen

(1) Wer nach §§ 12 und 13 zu persönlichen Dienstlei­
stungen oder zur Ausbildung herangezogen wird, erhält 
Entlohnung nach den geltenden arbeitsrechtlichen Be­
stimmungen und unterliegt der Versicherungspflicht bei 
der Sozialversicherung der Arbeiter und Angestellten.

(2) Wer in keinem Arbeitsrechtsverhältnis steht und 
für eine kurze Zeit zu persönlichen Dienstleistungen 
herangezogen wird, erhält bei Unfällen Versicherungs­
schutz wie ein ehrenamtlicher Helfer nach der Verord­
nung über die Erweiterung des Versicherungsschutzes 
bei Unfällen vom 4. Februar 1954 (GBl. S. 169).
Für persönliche Dienstleistungen kann eine Entschä­
digung gewährt werden.

§ 18
Entschädigung und Bezahlung 
für Sach- und Dienstleistungen

(1) Anspruch auf angemessene Entschädigung besteht, 
wenn

a) durch Sachleistungen nach § 8 , Auflagen nach § 9, 
Übungen oder Inanspruchnahme nach § 14 oder 
Maßnahmen nach § 15 ein Vermögensnachteil ein­
getreten ist;

b) Leistungen nach § 11 erbracht wurden.


